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stöße begangen wurden, aber nicht für den Zeitpunkt, an 
dem die Erkenntnisse beim BAMF vorlagen. Sie wissen 
genauso wie alle anderen, zumindest die, die im Innen-
ausschuss waren, dass die Führung des BAMF zugewar-
tet hat – auch mit disziplinarrechtlichen Maßnahmen im 
zweiten Fall  –, bis in diesem Monat die Staatsanwalt-
schaft gesagt hat: Jawohl, jetzt kann es losgehen. – An-
sonsten wären die Ermittlungen erschwert worden.

Noch ein weiteres Wort zur FDP: Die Debatte ist völ-
lig in Ordnung. Sie, Herr Thomae, haben aber, indem Sie 
gesagt haben, dass hier eine Bundesbehörde – nicht Ein-
zelne, sondern eine Bundesbehörde – in Tausenden von 
Fällen – konkret sind es heute 1 200 Fälle – Rechtsver-
stöße begangen hat, diesen Einzelfall auf die komplette 
Behörde bezogen. Das dürfen wir nicht tun. Wir dürfen 
nicht alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unter Gene-
ralverdacht stellen. 

(Stephan Thomae [FDP]: Das habe ich nicht! 
Das habe ich auch nicht so gesagt!)

Das haben sie in der Tat nicht verdient. Diese Bundesbe-
hörde hatte, wenn wir uns an die Jahre 2015/2016 erin-
nern, als die Flüchtlingswelle kam und dieses Land – ja, 
das kann man sagen – unvorbereitet war, eine große Auf-
gabe und einen großen Druck, diese Bescheide möglichst 
schnell zu erteilen,

(Stephan Thomae [FDP]: Habe ich am 
Schluss meiner Rede gesagt!)

und zwar Druck auch aus diesem Hohen Hause wie auch 
von der damaligen außerparlamentarischen Opposition, 
die dies ebenfalls gefordert hat. 

Da ist viel gemacht worden. In Zahlen: 1,8  Millio-
nen Entscheidungen insgesamt, 600 000 allein in 2017, 
Rückstände sind nahezu aufgearbeitet worden. Da ist viel 
gearbeitet worden, aber selbstverständlich nicht alles so, 
wie man es vielleicht unter normalen Bedingungen hätte 
erwarten können. 

(Gökay Akbulut [DIE LINKE]: Larifari!)

– Ich komme jetzt zum Thema Larifari und möchte noch 
etwas zu Ihren Ausführungen sagen, Frau Jelpke. Larifari 
war es nämlich, was Sie uns mit falschen Zahlen bezüg-
lich der Asylverfahren bei den Verwaltungsgerichten ha-
ben weismachen wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU  – Gökay 
Akbulut [DIE LINKE]: Nie wieder 
Rechts-links-Gleichstellungen! Nicht in die-
sem Bundestag!  – Weitere Zurufe von der 
LINKEN) 

Es sind keine 40 Prozent. Auch Sie waren am Mittwoch 
im Innenausschuss und haben gehört, was die Präsidentin 
gesagt hat, nämlich dass es 18 Prozent sind. 

Jetzt kommen wir noch einmal auf die Verfahren zu-
rück. Sie wissen – das hoffe ich doch – genauso gut wie 
wir anderen, dass sich ein Verfahren von der Entschei-
dung in der Behörde hin zu einem Gerichtsverfahren 
auch entwickelt, und sei es, dass es sich so entwickelt, 
dass ein Sachverhalt sich entsprechend ändert, indem er 
entweder besser aufgeklärt wird – im besten Fall – oder 

sich die Sachverhaltsdarstellung der Betroffenen etwas 
ändert. 

(Ulla Jelpke [DIE LINKE]: Schauen Sie sich 
einmal die Akten an!)

Deswegen kann es auch zu anderen Entscheidungen 
kommen.

Ich warte auf die Rüge des Präsidenten. Herzlichen 
Dank, dass sie noch nicht gekommen ist. 

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Sie müssen trotzdem zum Schluss kommen.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD)

Alexander Throm (CDU/CSU): 
Ich will nur noch sagen: Wir müssen alles dafür tun, 

dass wir das Vertrauen in das BAMF erhalten oder wie-
derherstellen, und dürfen nicht alles, was dort passiert, 
negativ darstellen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Damit 

ist die Aktuelle Stunde beendet. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 9 auf:

–	 Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Bundesregierung 

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter 
deutscher Streitkräfte an der Multidimensi­
onalen Integrierten Stabilisierungsmission 
der Vereinten Nationen in Mali (MINUSMA) 
auf Grundlage der Resolutionen 2100 (2013), 
2164 (2014), 2227 (2015), 2295 (2016) und 
2364 (2017) vom 25. April 2013, 25. Juni 2014, 
29.  Juni 2015, 29.  Juni 2016, 29.  Juni 2017, 
ergänzt durch Resolution 2391 (2017) des Si­
cherheitsrates der Vereinten Nationen vom 
8. Dezember 2017

Drucksachen 19/1098, 19/1742

–	 Bericht des Haushaltsausschusses (8. Ausschuss) 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung

Drucksache 19/1743 

Hierzu liegt ein Entschließungsantrag der Fraktion 
Die Linke vor. 

Über die Beschlussempfehlung werden wir später na-
mentlich abstimmen. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. – Dazu höre ich 
keinen Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache mit dem ersten Redner 
Thomas Hitschler für die Fraktion der SPD.

(Beifall bei der SPD)

Alexander Throm 
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Thomas Hitschler (SPD): 
Danke schön, sehr geehrter Herr Präsident.  – Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Keine andere Blauhelmmis-
sion hatte in den ersten fünf Jahren so hohe Verluste zu 
beklagen wie MINUSMA. Über 160  Angehörige der 
UN-Friedensmission sind seit ihrem Beginn 2013 gefal-
len, darunter auch zwei Hubschrauberpiloten der Bun-
deswehr. Wir sind heute auch in Gedanken bei ihnen und 
ihren Angehörigen, wenn wir diesen Einsatz debattieren. 
Wir reden also heute über das gefährlichste Einsatzge-
biet, in das wir – Sie und ich als Abgeordnete des Deut-
schen Bundestages  – unsere Truppe zurzeit schicken. 
Dieser Tragweite sind wir uns bewusst, und wir haben 
den allerhöchsten Respekt vor dem persönlichen Einsatz 
unserer Soldatinnen und Soldaten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES  90/
DIE GRÜNEN)

Ein Beispiel: Vor kurzem wurde ein Fahrzeug ägypti-
scher UN-Soldaten mitten in der Nacht angesprengt und 
beschossen. Es waren deutsche Hubschrauberpiloten, 
die die Ägypter aus dieser Lebensgefahr retten konn-
ten – trotz des enormen Risikos, trotz des bis heute un-
geklärten Absturzes eines Tiger-Kampfhubschraubers im 
vergangenen Sommer. Vielen Dank für diesen Mut und 
diesen Einsatz!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP)

Wir stehen in der Verantwortung, stets zu prüfen, wie 
wir die Soldatinnen und Soldaten im Einsatz unterstüt-
zen können und was im Rahmen des Mandats verändert 
werden muss. Und wer könnte das besser einschätzen als 
die eingesetzten Kräfte vor Ort selbst? Aus diesem Grund 
habe ich im vergangenen Monat die Bundeswehrfeldla-
ger Gao in Mali und Niamey in Niger besucht und einige 
Hausaufgaben für uns mitgebracht. Vier dieser Aufgaben 
will ich Ihnen noch einmal verdeutlichen. 

Erstens. Der Transport zwischen dem Flughafen 
Bamako und dem Camp Midgard muss künftig in ge-
schützten Fahrzeugen erfolgen. Es entspricht nicht der 
verschärften Sicherheitslage, unsere Soldatinnen und 
Soldaten wie bisher mit einfachen Reisebussen zu ver-
legen. Wir können und dürfen nicht warten, bis etwas 
passiert. Hier müssen wir unverzüglich handeln, Kolle-
ginnen und Kollegen.

Zweitens. Wir müssen uns darum kümmern, die Ver-
zögerungen bei den Hin- und Rückflügen zu minimieren. 
Herr Staatssekretär, prüfen Sie, ob Medikamente, Aus-
rüstungsgegenstände und vor allem Personal nicht auch 
mit kommerziellen Anbietern transportiert werden könn-
ten. Es darf nicht wieder passieren, dass unsere Leute ta-
gelang am Flughafen auf militärischen Transport warten 
müssen, während zivile Maschinen wie selbstverständ-
lich fliegen. Soldatinnen und Soldaten haben kein Ver-
ständnis für Verzögerungen bei diesen wichtigen Trans-
portfragen, und wir haben es auch nicht, Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Ulrich 
Lechte [FDP])

Drittens. Die persönliche Ausstattung der Soldatin-
nen und Soldaten im Einsatz muss modernisiert werden. 
Grundsätzlich ist die Zufriedenheit mit der Ausrüstung 
relativ hoch, vor allem im Einsatz. Aber zum Beispiel 
unsere Aufklärer müssen in der Bullenhitze von Mali ex-
trem schweres Gepäck mitschleppen. Moderne, leichtere 
Ausrüstung wäre da wirklich eine große Hilfe. Die Koa-
lition hat im Koalitionsvertrag geregelt, die persönliche 
Ausstattung der Soldatinnen und Soldaten grundlegend 
zu verbessern. Da wäre schnell bei geringen Ausgaben 
etwas mit relativ großem Erfolg zu erreichen. Wir müs-
sen es nur machen, Kolleginnen und Kollegen. 

Viertens. Die Neubauten für die Unterkünfte und das 
Lager in Niamey müssen zügig fertiggestellt werden. In 
Zelten und auf Feldbetten zu übernachten, ist Soldatin-
nen und Soldaten kurzfristig sicherlich zumutbar. Für 
Einsätze von mehreren Monaten müssen aber ordentliche 
Unterkünfte zur Verfügung stehen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie der 
Abg. Michaela Noll [CDU/CSU])

Wenn wir diese Baumaßnahmen beschleunigen können, 
müssen wir das auch tun. An der guten Arbeit und dem 
Willen unserer Leute vor Ort liegt es nach meinem Ein-
druck nicht.

Das, Kolleginnen und Kollegen, sind vier ganz kon-
krete Anliegen, um die sich die Verteidigungsministerin 
schnellstmöglich kümmern muss, um den Einsatz für die 
Soldatinnen und Soldaten einfacher, aber vor allem si-
cherer zu machen; denn das schulden wir unserer Truppe.

(Beifall bei der SPD)

Darüber hinaus gibt es im Zusammenhang mit 
MINUSMA aber weitere Aufgaben, die ebenfalls ange-
packt werden müssen. Der deutsche Beitrag zu dieser 
Mission wird von unseren Bündnispartnern sehr ge-
schätzt, auch von den Vereinten Nationen. Das wurde 
mir im Gespräch mit den Verantwortlichen vor Ort im-
mer wieder verdeutlicht. Mit unserer Aufklärung und den 
Evakuierungseinsätzen unserer Hubschrauber tragen wir 
erheblich zum Schutz der Blauhelme bei. Der Einsatz 
unserer Hubschrauber läuft aber nun zum Halbjahres-
ende aus. Die fristgerechte Ablösung durch Kanada und 
El Salvador ist für die Sicherheit der eingesetzten Kräfte 
elementar. Ich bin mir sicher, dass die Ministerin diesen 
Punkt besonders im Auge haben wird, Herr Staatssekre-
tär.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Konflikte in 
Mali brauchen politische Lösungen. Probleme wie Hun-
ger, Armut und Arbeitslosigkeit brauchen politische Lö-
sungen. Grundlage für politische Lösungen ist aber Si-
cherheit. Das macht auch die Entführung eines deutschen 
Entwicklungshelfers im Grenzgebiet zu Mali vor zwei 
Wochen deutlich. In Gedanken sind wir auch bei ihm, 
bei seiner Familie, bei seinen Freunden und bei seinen 
Kollegen. 

Ein afrikanisches Sprichwort sagt: Es ist besser, mit 
drei Sprüngen zum Ziel zu kommen, als sich mit einem 
Sprung das Bein zu brechen.  – MINUSMA trägt dazu 
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bei, dass es zumindest kleine Fortschritte gibt. Lassen Sie 
uns diesen Weg gemeinsam weitergehen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Nächster Redner ist Jan Nolte für die AfD.

(Beifall bei der AfD)

Jan Ralf Nolte (AfD): 
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Mali 

ist der gefährlichste Einsatz der Bundeswehr. Um ihn 
einzuschätzen, lohnt sich ein Blick nach Afghanistan, wo 
nach 17 Jahren des Einsatzes die Taliban an den Verhand-
lungstisch gebeten werden. Sie sind so mächtig wie seit 
ihrem Sturz 2001 nicht mehr. Man beginnt, einzusehen, 
dass hier der Krieg verloren ist. 57  Bundeswehrsolda-
ten ließen ihr Leben. Die Anzahl der PTBS-Betroffenen 
und geschiedenen Ehen werden wir nie erfahren. Dass 
die Regierung unsere Soldaten vor diesem Hintergrund 
erneut in einen Einsatz mit diffusen Missionszielen schi-
cken will, ist verantwortungslos. Sie sollten es inzwi-
schen besser wissen.

(Beifall bei der AfD)

Ein Blick in Ihren Antrag zeigt: Sie können gar nicht 
klar erklären, wofür unsere Soldaten ihr Leben riskieren 
sollen: Schutz von Zivilpersonen, Anbieten guter Diens-
te, Erhalt malischen Kulturgutes usw. Das steht in Ihrem 
Antrag. Ich frage mich: Wann sind denn solche Ziele ei-
gentlich erfüllt? Eine internationale Militäroperation, in 
deren Rahmen wir mit Widerstand durch gut organisier-
te irreguläre Kräfte rechnen müssen, braucht klare Ziele 
und Meilensteine. Die Bundesregierung kann von verant-
wortungsvollen Bundestagsabgeordneten nicht erwarten, 
dass sie unsere Soldaten in eine solche Mission schicken, 
um dann abzuwarten, was passiert.

(Beifall bei der AfD – Michael Brand [Fulda] 
[CDU/CSU]: Sagen Sie mal was zu Maximi-
lian T.!)

Dieser Einsatz bringt alle Voraussetzungen mit sich, der 
nächste Endloseinsatz der Bundeswehr zu werden. 

Werte Kollegen, es tut mir leid, Ihnen das sagen zu 
müssen: Aber den Soldaten interessiert in der Hauptsache 
gar nicht, wie ausgiebig er hier von Ihnen immer gelobt 
wird; ihn interessiert vielmehr, gesund zu bleiben, über 
eine gute Ausrüstung zu verfügen und nicht in sinnlose 
Einsätze entsandt zu werden, die ihn von seiner Familie 
wegholen.

(Beifall bei der AfD)

Unsere Soldaten haben auch im Vertrauen auf dieses Par-
lament geschworen, das eigene Leben einzusetzen, wenn 
es sein muss. Wir tragen hier eine hohe Verantwortung. 

(Michaela Noll [CDU/CSU]: Wir schon, aber 
Sie nicht!)

Ich denke, wir sind uns alle einig, dass unsere Soldaten 
mehr sind als ein zahlenmäßiges außenpolitisches Sta-
tement. Wir reden hier über Väter, Mütter, Söhne und 
Töchter. Wenn man sie in den Kampf schickt, dann er-
warte ich ein klares Konzept und ein nationales Interesse, 
aber keine Phrasen.

(Beifall bei der AfD – Paul Ziemiak [CDU/
CSU]: Sie dreschen doch Phrasen!)

Sie schreiben in Ihrem eigenen Antrag, dass sich die 
Lage in Mali verschlechtert. Radikale Islamisten können 
in mehreren afrikanischen Staaten relativ ungestört agie-
ren. Weder können wir sie in ihren Rückzugsgebieten be-
kämpfen, noch können wir ihre Ideologie besiegen. Und 
selbst wenn es anders wäre: Es gibt keinen guten Grund 
dafür, dass ein deutsches Kind in Mali seinen Vater ver-
liert.

(Beifall bei der AfD – Michaela Noll [CDU/
CSU]: Unerträglich!)

Der fundamentalistische Islam wird in Afrika übrigens 
besonders von Saudi-Arabien verbreitet. Auf der einen 
Seite stärken Sie diesen Staat mit deutschen Rüstungsgü-
tern; auf der anderen Seite sollen deutsche Soldaten ihr 
Leben riskieren, um den Schaden einzudämmen, den sie 
in Afrika anrichten. Das nennt man Doppelmoral.

(Beifall bei der AfD)

Wir können weiter in Ihrem Antrag lesen, dass alte 
Konflikte in Mali neu aufflammen. Mali ist ein sehr ar-
mes Land mit einem Altersdurchschnitt von 17. Wo viele 
junge Menschen ohne Perspektive leben, da kommt es zu 
Konflikten; aber daran kann auch die Bundeswehr nichts 
ändern.

(Michaela Noll [CDU/CSU]: Mali ist ein 
Transitland!)

Die Lage in Mali hängt nicht an dieser oder jener Terror-
gruppe; die Realität ist weitaus komplexer. 

Hier fehlt ein Konzept; hier fehlt das nationale Inte-
resse. Wer diesem Einsatz zustimmt, der hat aus Afgha-
nistan nichts gelernt. Wir lehnen ihn ab. Da wir für eine 
konsequente Rückführung von Migranten stehen, lehnen 
wir den Entschließungsantrag der Linken ebenfalls ab.

(Christine Buchholz [DIE LINKE]: Das ist 
auch gut so!)

Danke.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Nächster Redner ist Paul Ziemiak für die CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Paul Ziemiak (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Herr Nolte, erlauben Sie mir, eine Vorbemerkung zu ma-
chen, bevor ich zu meiner eigentlichen Rede komme. Wir 

Thomas Hitschler
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diskutieren hier über ein Mandat zur Entsendung von 
deutschen Streitkräften,

(Stefan Keuter [AfD]: Ja eben!)

und wir haben hier ganz unterschiedliche Positionen: 
von der der Linksfraktion über die Position der Grünen, 
die der SPD und die Position, die in der Union diskutiert 
wird, bis hin zu Ihrer Position. Deshalb debattieren wir 
das hier. Aber ich verbitte mir jegliche Äußerung, dass 
es sich irgendein Abgeordneter leicht mache, Soldaten 
irgendwohin zu schicken.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der FDP und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir haben unterschiedliche Meinungen; aber keiner 
macht es sich leicht. Jeder diskutiert und streitet für seine 
Überzeugung, was gut und richtig ist, und auch darüber, 
was im deutschen Interesse liegt, meine Damen und Her-
ren.

Sie haben hier wieder wunderbar vorgeführt, wie Ihre 
Art ist, Politik zu machen und auch die Bundeswehr zu 
missbrauchen. Sie vermischen die Einsätze, 

(Widerspruch bei Abgeordneten der AfD)

Sie mischen noch die Flüchtlingspolitik bei, und darauf 
kochen Sie Ihre Suppe, die dann andere auslöffeln müs-
sen.

Liebe Freundinnen und Freunde  –  – Entschuldigen 
Sie, ich will jetzt nicht zu überschwänglich werden.  – 
Meine Damen und Herren, ich will daran erinnern, dass 
diese Mission auf zwei UN-Resolutionen beruht. Es geht 
darum, drei Ziele zu erreichen: erstens das Friedensab-
kommen von 2015 – das wurde bisher nicht angespro-
chen – umzusetzen, zweitens den Schutz von Zivilisten 
zu gewährleisten und drittens auch ein sicheres Umfeld 
für humanitäre Hilfe zu schaffen. Die Grundvorausset-
zung für Entwicklungshilfe ist immer Sicherheit.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, MINUSMA ist 
ein Instrument, das auch mit anderen zusammenwirkt. 
Die Mission EUTM Mali – wir haben das in der vergan-
genen Sitzungswoche debattiert – stellt die Ausbildung 
der malischen Streitkräfte sicher; denn langfristig kön-
nen nur malische Streitkräfte für die Sicherheit im Land 
sorgen. Gleichzeitig unterstreicht diese Zusammenarbeit 
mit den G‑5-Sahelstaaten den grenzübergreifenden An-
satz, den wir hier mit den Vereinten Nationen verfolgen. 
Diese militärischen Bemühungen werden durch huma-
nitäre Hilfe und Entwicklungszusammenarbeit flankiert. 
Wir leisten unseren Beitrag, und wir begleiten Mali auf 
dem Weg in eine friedliche Zukunft. Das ist unser Be-
streben.

(Zurufe von der AfD)

An dieser Stelle danke ich allen, die ihren Dienst leis-
ten, den Soldatinnen und Soldaten, 

(Karsten Hilse [AfD]: Die brauchen keinen 
Dank!)

und natürlich ihren Familien, an die wir heute ebenfalls 
denken; denn auch die haben die Belastung dieses Ein-
satzes zu schultern. Danke für Ihren Einsatz!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der FDP – Karsten Hilse 
[AfD]: Die brauchen nicht Dank, die brauchen 
Sicherheit!)

Ich danke auch den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
der zivilen Hilfen, der NGOs, die einem großem Risiko 
ausgesetzt sind. In beiden Fällen denken wir ebenfalls an 
die Angehörigen.

Ein starkes Signal, wie ich fand, war, dass weite Tei-
le der Opposition dieses Mandat unterstützen. FDP und 
Grüne haben sich sehr konstruktiv und sachorientiert 
eingebracht. Sie haben das notwendige militärische En-
gagement nicht gegen die notwendige Entwicklungs-
zusammenarbeit ausgespielt. Zivile Hilfe kann dort nur 
gelingen, wenn Sicherheit vorherrscht.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wie bei der Be-
ratung eines jeden Mandats in diesem Hause darf man 
nicht nur über die Folgen einer Zustimmung, eines Ja, 
sprechen, sondern man muss auch über die Folgen eines 
Nein sprechen. Wer gegen die Beteiligung an MINUSMA 
stimmt, der verhindert, dass Entwicklungszusammen-
arbeit gelingen kann. Wer dagegenstimmt, der eröffnet 
islamistischem Terrorismus Rückzugsorte. 

(Widerspruch des Abg. Jan Ralf Nolte [AfD])

Wer dagegenstimmt, der untergräbt den mühsamen Frie-
densprozess, der schon von vornherein so schwierig war. 
Wer dagegenstimmt, der riskiert weitere Instabilität in 
dieser Region.

(Ulrich Lechte [FDP]: Sehr richtig!)

Wer dagegenstimmt, der nimmt den Menschen jegliche 
Perspektive auf ein besseres Leben in ihrem Heimatland. 
Wer dagegenstimmt, der soll sich später nicht beschwe-
ren, dass Menschen sich auf der Suche nach einer fried-
lichen Zukunft auf den Weg nach Europa machen. Das 
sollte man nicht tun, wenn man heute dagegenstimmt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD so-
wie bei Abgeordneten der FDP)

Es war von Anfang an evident, dass dieser Konflikt 
komplex ist und es keine schnellen Lösungen geben 
wird. Der Weg zum Frieden in Mali ist kein Sprint, son-
dern ein langer Weg, ein Marathon. Derzeit ist der af-
rikanische Traum ein Traum, der in Europa stattfindet. 
Wir aber müssen daran arbeiten und dafür sorgen, dass 
jeder Mensch in Afrika auch eine Zukunft in Afrika hat 
und seine Träume dort verwirklichen kann. Ich weiß, 
das ist ein unheimlich langer Weg – Sie haben es gerade 
beschrieben –, aber MINUSMA ist der erste Schritt auf 
diesem Weg. 

Heute Nein zu sagen, wäre verantwortungslos, nicht 
nur mit Blick auf die Interessen der Menschen in Mali, 
sondern auch mit Blick auf das deutsche Interesse. Ich 
bitte um Ihre Zustimmung.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD so-
wie bei Abgeordneten der FDP)

Paul Ziemiak 
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Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Als Nächster spricht der Abgeordnete Ulrich Lechte 

für die Fraktion der FDP.

(Beifall bei der FDP) 

Ulrich Lechte (FDP): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe und sehr ge-

ehrte Kolleginnen und Kollegen! Werte Gäste! Liebe 
Nora! Die Entscheidung über die Beteiligung an der 
UNO-Mission in Mali ist weiterhin keine leichte Ent-
scheidung. In der Beratung in den Ausschüssen konnten 
wir zwar über einige Schwierigkeiten sprechen, aber 
nicht alle kritischen Punkte ausräumen. Die Sicherheits-
lage verschlechtert sich, seitdem sich die islamistische 
Terrorallianz JNIM gebildet hat. Sie verübt zunehmend 
professionelle Anschläge auf MINUSMA-Truppen. 
Erst am 14. April erfolgte ein Angriff auf einen Stütz-
punkt in Timbuktu, bei dem sich die Angreifer selbst als 
Blauhelmsoldaten getarnt hatten. Aber wie sollen wir 
jetzt darauf reagieren? 

Linke und AfD wollen, dass wir abziehen. Aber das 
würde bedeuten, dass wir alles aufgeben, was wir in Mali 
bereits erreicht haben. Wir haben 2013 verhindert, dass 
die Islamisten das Land gänzlich ins Elend stürzen. Die 
malischen Konfliktparteien haben 2015 gar ein Friedens-
abkommen geschlossen. Die Mehrzahl der Binnenflücht-
linge konnte wieder in ihre Heimat zurückkehren.

Die ablehnende Haltung der AfD zu MINUSMA lässt 
einen glatt vermuten, dass Sie es geradezu bedauern, dass 
Ihnen weitere Flüchtlinge aus Afrika verwehrt bleiben.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Die Linke hingegen hat einen Entschließungsantrag 
vorgelegt, in dem sie den Abzug der Truppen fordert. Sie 
möchte stattdessen das Budget „in die Schaffung wirt-
schaftlicher und sozialer Perspektiven“ stecken. Löbli-
cher Ansatz, aber Sie können doch nicht das eine gegen 
das andere ausspielen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD)

Sie haben zwar recht, wenn Sie sagen, dass es keine Si-
cherheit ohne wirtschaftliche Perspektiven gibt, aber das 
gilt doch auch umgekehrt: Es gibt keine wirtschaftlichen 
Perspektiven ohne Sicherheit.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Michael 
Brand [Fulda] [CDU/CSU])

Wer soll denn in das Land investieren und neue Arbeits-
plätze schaffen, wenn dort Islamisten ein Terrorregime 
etablierten, wie wir es beim IS in Syrien oder bei den 
Taliban in Afghanistan gesehen haben? Wie sollen denn 
zivile Helfer beim Aufbau des Landes beitragen, wenn es 
keine Soldaten und Polizisten gibt, die für ihren Schutz 
sorgen?

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Michaela Noll [CDU/CSU]: 
Vernetzte Sicherheit!)

Das eine geht nicht ohne das andere. Wir beraten zwar 
jetzt und hier über die Entsendung von Soldaten, aber es 

sind auch Polizisten und zivile Helfer in Mali. Das ist 
der vernetzte Ansatz, den wir als Freie Demokraten sehr 
gerne unterstützen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Michaela Noll [CDU/CSU]: 
Wir auch!)

– Ja, das weiß ich, Gott sei Dank. Es gibt ja noch ein paar 
Vernünftige in diesem Hohen Haus. 

Meine Damen und Herren, in Mali stehen im Juli Prä-
sidentschafts- und im November Parlamentswahlen an. 
Dafür ist Sicherheit erforderlich, damit die Menschen 
ohne Angst ihre Stimme abgeben können. Aber auch mit 
der nötigen Sicherheit werden das keine perfekten Wah-
len werden. Wir wissen sehr genau, dass Mali noch vie-
le Herausforderungen auf dem Gebiet von Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechten vor sich hat. 
Aber wir dürfen das Land nicht abschreiben.

Es gibt leider einige Leute, die denken, dass Demo-
kratie in Afrika keine Chance hat. Aber das stimmt nicht. 
Gerade in Westafrika gibt es viele positive Beispiele. 
Denken Sie an Ghana, wo es seit der Demokratisierung 
in den 90ern bereits den dritten demokratischen Macht-
wechsel gab. Denken Sie an Nigeria, wo der Präsident 
Goodluck Jonathan seine Niederlage in den Wahlen im 
April 2017 akzeptierte und damit eine friedliche Macht
übergabe an den Wahlgewinner Muhammadu Buhari 
ermöglichte. Denken Sie an Benin, wo Präsident Boni 
Yayi nach seiner zweiten Amtszeit nicht wieder antrat 
und es 2016 zu einem demokratischen Machtwechsel 
kam. Denken Sie an Burkina Faso, wo 2015 Präsident-
schaftswahlen stattfanden und damit die über 25‑jährige 
autoritäre Herrschaft in Ouagadougou beendet wurde. 
Senegal und Liberia sind weitere sehr positive Beispiele 
in Westafrika. All das sind Leuchttürme für die positive 
Zukunft Afrikas. 

(Beifall bei der FDP)

Auch Mali soll seine Chance bekommen, sich wei-
terzuentwickeln, damit die Menschen dort Zukunftsper-
spektiven haben. Mali ist ein wichtiges Ankerland für 
die Sahelregion, aber auch darüber hinaus für West- und 
Nordafrika. Die Anstrengungen der internationalen Ge-
meinschaft zur Stabilisierung Malis dürfen nicht nach-
lassen. Man verlässt sich zu Recht auf den deutschen 
Beitrag.

Die Freien Demokraten stimmen für MINUSMA und 
gegen den Entschließungsantrag der Linken.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Nächste Rednerin ist die Kollegin Christine Buchholz 

von der Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)
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Christine Buchholz (DIE LINKE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Nach dem 

letzten großen Anschlag Anfang April auf UN-Soldaten 
bezeichnete der „Spiegel“ Mali als „Afghanistan in Afri-
ka“. 

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Ist 
doch Quatsch!)

Auch wenn der Vergleich noch übertrieben ist: Tatsäch-
lich erinnert die Dynamik des Konflikts in Mali fatal 
an die Logik des Einsatzes am Hindukusch. Wie in Af-
ghanistan vor zehn Jahren gewinnen Aufständische an 
Unterstützung, und die Anwesenheit Tausender auslän-
discher Soldaten in Mali lässt diese Unterstützerschaft 
stetig wachsen. Das ist ein Grund dafür, warum bereits 
so viele Blauhelme in Mali getötet worden sind. Doch 
die Bundesregierung hat aus Afghanistan nichts gelernt. 
Wenn Herr Ziemiak jetzt von einem Marathon spricht, 
dann frage ich mich: Wie lange wollen Sie diesen Einsatz 
in Mali weiterführen? Die Linke meint: Holen Sie die 
Soldatinnen und Soldaten endlich aus Mali zurück!

(Beifall bei der LINKEN)

Im Januar gab die Heinrich-Böll-Stiftung eine neue 
Studie der Mali-Kennerin Charlotte Wiedemann heraus. 
Sie ist so lesenswert wie niederschmetternd. Ihr Befund – 
ich zitiere –:

Die UN-Mission wurde Mali 2013 aufgedrängt. Im 
Regierungsapparat wie in der Bevölkerung gab es 
von Beginn an einen Unwillen gegen die große Zahl 
ausländischer Soldaten auf dem eigenen Territori-
um.

Dieser Unwille ist seitdem nur noch gewachsen. Die 
UN-Militärmission wird heute von vielen Maliern wie 
eine Besatzungsmacht empfunden. Die bittere Wahrheit 
ist: Der UN-Einsatz ist nicht Teil der Lösung, sondern 
Teil des Problems.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Bundeswehr ist Teil davon. Sie agiert abgeschnit-
ten von der lokalen Bevölkerung. Drei Viertel der deut-
schen Soldaten kommen im nordmalischen Gao nie aus 
ihrem Camp heraus. 

(Tobias Pflüger [DIE LINKE]: So ist es!)

Der Rest soll in Patrouillenfahrten herausbekommen, 
wer außerhalb des Camps eigentlich das Sagen hat. Die-
ses Unterfangen ist nicht besonders erfolgreich, wenn 
man einem Korrespondenten des Reservistenjournals 
„loyal“ glauben darf. In der jüngsten Ausgabe des Ma-
gazins berichtet er von einer Patrouillenfahrt deutscher 
Fernspäher. Er fasst zusammen – Zitat –: 

Vier Stunden Fahrt durch die Wüste, um dann fest-
zustellen, dass niemand mit ihnen reden will – für 
die Fernspäher ist das nicht ungewöhnlich.

Stopp mal eben: Warum ist das eigentlich nicht unge-
wöhnlich? Ich glaube, weil das Misstrauen auf Gegensei-
tigkeit beruht. Und auch das kennen wir aus Afghanistan. 
Deutsche Soldaten können nicht erkennen, ob aus einem 
Viehhirten nach Einbruch der Dunkelheit vielleicht ein 

Milizionär wird. Und für den Viehhirten ist der Soldat 
ein Fremder mit einer Waffe in der Hand, eine Art Besat-
zer. Das ist die Einsatzrealität in Mali. Darüber muss die 
Bundesregierung endlich Rechenschaft ablegen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Frau Buchholz, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 

Kollegen von der FDP?

Christine Buchholz (DIE LINKE): 
Ja.

Ulrich Lechte (FDP): 
Frau Kollegin Buchholz, ich möchte Sie fragen, ob Sie 

darüber Kenntnis haben, dass Gao ohne die deutsche Be-
teiligung letztens an genau die Kräfte, die ich in meiner 
Rede gerade beschrieben habe, nämlich an die Islamis-
ten, gefallen wäre. Wenn sich der Oberst vor Ort nicht 
so beherzt eingesetzt und die Fahrzeuge in Bewegung 
gesetzt hätte, wäre Gao heute nicht mehr in den richtigen 
Händen. Das zeigt mir, dass wir mit unserem Ansinnen 
recht haben. Das müssten Sie eigentlich auch einsehen; 
denn wir verfolgen einen rein pragmatischen Ansatz, was 
den Zweck unserer Mission in Mali angeht, nämlich: Si-
cherheit für die Bürger vor Ort.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Christine Buchholz (DIE LINKE): 
Mit derselben Argumentation ist die Bundeswehr in 

Afghanistan immer tiefer in den Sumpf geraten. Eine 
Sache muss man zur Kenntnis nehmen: Je stärker der 
Schutz oder auch die militärische Antwort ist, desto stär-
ker wird auch der Widerstand. Deswegen sind wir der 
Meinung, dass dieser Teufelskreis endlich durchbrochen 
werden muss, damit tatsächlich eine Grundlage für Frie-
den in Mali geschaffen werden kann.

(Beifall bei der LINKEN)

Im Übrigen bringt MINUSMA noch ganz andere Pro-
bleme mit sich. Die Gewerkschaft UNTM schätzt, dass 
in Gao 80 Prozent der Bevölkerung unter den Nebenef-
fekten des UN-Einsatzes leiden, vor allem die Ärmsten. 
Für sie ist der Wohnraum in der Stadt unbezahlbar ge-
worden, weil MINUSMA die Preise hochtreibt. Auch da-
rüber sollten Sie einmal nachdenken.

(Beifall bei der LINKEN)

Mali hat so viele Probleme. Kein einziges wird von 
MINUSMA gelöst; aber viele werden dadurch ver-
schärft. Erstens. Die UN-Mission stabilisiert eine korrup-
te Regierung. Zweitens. Der von MINUSMA begleitete 
Verhandlungsprozess schafft enorme Anreize, sich zu 
bewaffnen, weil Clanführer nur so an Posten und Geld 
kommen. Das ist übrigens auch – an den Kollegen von 
der FDP – der Grund dafür, dass es in Mali heute mehr 
und nicht weniger Milizen als vor fünf Jahren gibt.

(Ulrich Lechte [FDP]: Das Land wäre längst 
gefallen!)



Deutscher Bundestag – 19 . Wahlperiode – 29 . Sitzung . Berlin, Donnerstag, den 26 . April 20182706

(A) (C)

(B) (D)

Kurzum: Der gesamte Einsatz deutscher Soldaten un-
terstützt einen Prozess, der die Konflikte in Mali weiter 
verschärft. Stoppen Sie den Einsatz jetzt, damit aus Mali 
am Ende eben kein neues Afghanistan wird!

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Marcus Faber 
[FDP]: Sondern ein Terrorstaat!)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Als Nächstes spricht Agnieszka Brugger für Bünd-

nis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Agnieszka Brugger (BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das Ein-
greifen Frankreichs und später dann auch der internatio-
nalen Gemeinschaft hat 2013 verhindert, dass Mali in die 
Hände der Islamisten gefallen ist.

(Ulrich Lechte [FDP]: Korrekt!)

Unter Vermittlung und auch auf Druck der Vereinten Na-
tionen kam anschließend ein politischer Prozess in Gang, 
der mit dem Friedensabkommen von 2015 geendet hat.

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Alles richtig!)

Wenn wir hier ehrlich diskutieren wollen, dann gehört 
zu einer ehrlichen Bilanz also auch die Feststellung, dass 
ohne die Vereinten Nationen und ohne die VN-Friedens-
mission, die wir heute beraten, die Lage in Mali weitaus 
schlimmer wäre. Das wollen wir uns alle gar nicht vor-
stellen.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP  – Ulrich Lechte [FDP]: 
Wunderbar!)

Wir Grüne haben die Anträge der Bundesregierung zu 
diesen Mandaten, bei denen die Bundeswehr einen sehr 
relevanten Beitrag für das Engagement der Vereinten 
Nationen leistet, daher in der Vergangenheit immer mit 
großer Mehrheit mitgetragen. Wir haben das übrigens ge-
tan, ohne die Gefahren klein- und die Situation in Mali 
schönzureden.

Ja, der Einsatz ist hochgefährlich. Im letzten Jahr gab 
es über 140 Angriffe auf MINUSMA. Seit Beginn der 
Mission sind mehr als 160 Blauhelmsoldaten gestorben. 
Unter ihnen sind auch die zwei deutschen Hubschrau-
berpiloten, die letztes Jahr tragisch abgestürzt sind. Wir 
warten immer noch auf den dazugehörigen Abschluss-
bericht aus dem Ministerium. Wir gedenken ihrer heute 
und drücken noch einmal unsere Anteilnahme gegenüber 
ihren Familien und Freunden, die mit dem Verlust leben 
müssen, aus.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP)

Aber gerade weil dieser Einsatz so gefährlich ist, ha-
ben, glaube ich, viele Fraktionen, auch wir Grüne, im 
Verteidigungsausschuss besonders darauf gedrängt, dass 

wirklich sichergestellt ist, dass auch nach dem Abzug der 
deutschen Hubschrauber die Rettungskette steht. Ich ver-
lasse mich da auf die Aussagen aus dem Verteidigungs-
ministerium. Gerade weil dieser Einsatz so gefährlich 
ist, wollen wir allen Menschen danken, egal ob das die 
Soldatin, der Polizist oder der zivile Experte ist, die sich 
unter diesen schwierigen Bedingungen in Mali für eine 
bessere Zukunft engagieren. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Militäreinsätze 
lassen sich aber nicht allein durch die Vergangenheit 
begründen und rechtfertigen, sondern es braucht auch 
immer eine Erfolgsperspektive für die Zukunft. Zu ei-
ner ehrlichen Bilanz dieses Einsatzes gehört also auch 
die Feststellung, dass die vielen Punkte des Friedensab-
kommens, die man eigentlich innerhalb von zwei Jahren 
umsetzen wollte, von der Realisierung noch weit entfernt 
sind – egal ob es um den gesellschaftlichen Versöhnungs-
prozess, die Autonomie und Entwicklung in Malis Nor-
den, die Reform des Sicherheitssektors oder die Entwaff-
nung und Integration von Rebellen geht.

Herr Kollege Nolte, das sind übrigens die Ziele, die 
Sie gerade hier eingefordert haben. Wir erinnern uns, 
glaube ich, alle daran, wie Sie hier schon einmal standen 
und EUNAVFOR MED und Sea Guardian durcheinan-
dergebracht haben. Ihre kruden Afghanistan-Mali-Ver-
gleiche passen da genau ins Bild.

Ich war sehr oft in Mali und habe mit vielen Solda-
tinnen und Soldaten auch über die Probleme dieses Ein-
satzes gesprochen. Aber dass Sie von der AfD sich hier 
hinstellen und sich anmaßen, für die Soldatinnen und 
Soldaten zu sprechen, 

(Michaela Noll [CDU/CSU]: Richtig!)

finde nicht nur ich, nicht nur viele Soldatinnen und Sol-
daten, sondern finden auch ganz viele Kollegen und Kol-
leginnen hier in diesem Parlament einfach unerträglich. 

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ja, die Sicherheits-
lage in Mali hat sich verschlechtert; die Gewalt hat sich 
mittlerweile auch in Richtung Zentral- und Südmali aus-
gedehnt. Es kommt zu immer komplexeren Angriffen 
wie neulich erst in Timbuktu. 

Wir Grüne werden das Mandat auch dieses Mal mit-
tragen. Wir tun das aber mit einer deutlichen Kritik an 
der Bundesregierung. Man fragt sich schon, wie es sein 
kann, dass Sie hier immer wieder beschönigende Reden 
halten und die Verlängerung des Mandats dabei ein blo-
ßes Weiter-so ist. Der Premierminister von Frankreich 
hat zum Beispiel sehr klar gemacht, dass, wenn die Kon-
fliktparteien  – er meint damit die malische Regierung 
ebenso wie die Rebellengruppen – ihre Blockadehaltung 
gegenüber dem Friedensprozess nicht endlich aufgeben, 
es ein Ende des Engagements geben wird.

Ich denke hierbei an die Rede von Ursula von der 
Leyen bei der Einbringung des Antrags auf Verlängerung 
des Mandats. Sie hat gesagt, bei der malischen Regierung 

Christine Buchholz
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sei noch Luft nach oben. Das wirkt doch reichlich hilflos. 
Die Bundesregierung braucht hier eine klare Haltung. Sie 
muss die entsprechenden Konsequenzen und Lehren zie-
hen und deutliche Worte gegenüber der malischen Regie-
rung finden, damit der Friedensprozess nicht zum Erlie-
gen kommt und nicht in einer Sackgasse landet, sondern 
eine Chance hat. Das erwarten wir von Ihnen, wenn Sie 
wollen, dass wir dem Mandat auch weiterhin zustimmen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 

Nächster Redner ist Thomas Erndl für die Fraktion 
CDU/CSU. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Thomas Erndl (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Meine Kolleginnen und Kollegen! 
Niemand hier macht es sich leicht mit der Entscheidung 
für die Verlängerung unserer Beteiligung an MINUSMA, 
besonders wenn uns Tag für Tag Meldungen über die Si-
cherheitslage in Mali erreichen, die zunehmend schlech-
ter wird. 

Der Friedensprozess kommt nicht voran, und in Mali 
ist man weit entfernt von einem stabilen Staatsgefüge. 
In dieser schwierigen Zeit haben wir über die Verlän-
gerung des Einsatzes unserer Soldaten in der Mission 
MINUSMA zu entscheiden, an der wir seit fünf Jahren 
beteiligt sind. 

Meine Damen und Herren, da hier immer Vergleiche 
zwischen Mali und Afghanistan angestellt werden, lassen 
Sie mich einmal Folgendes sagen: Ich denke, der größte 
Fehler in Afghanistan war, dass die Kräfte, die der Wes-
ten, die die Amerikaner, die wir vor Ort hatten, zu früh 
abgezogen, zu früh verringert worden sind. Das ist doch 
das Kernproblem, das wir in Afghanistan haben. 

(Tobias Pflüger [DIE LINKE]: Nichts ver-
standen!)

Unsere Soldaten sind nicht in einem sinnlosen Ein-
satz. Vielmehr sorgen sie dafür, dass die Waffenruhe 
eingehalten wird, dass überhaupt ein sicheres Umfeld für 
humanitäre Hilfe entsteht, dass das Friedensabkommen 
weiter umgesetzt wird, so schwierig die Situation auch 
ist – das ist uns allen ja bekannt –, und dass zwischen den 
Konfliktparteien Vertrauen entsteht und Zivilpersonen 
geschützt werden.

Frau Buchholz, ich habe Ihrer Rede keinen einzigen 
konstruktiven Vorschlag entnehmen können, wie denn 
staatliche Strukturen ohne grundlegende Sicherheit zu 
schaffen sind. 

(Tobias Pflüger [DIE LINKE]: Dann haben 
Sie nicht zugehört!)

Grundlegende Sicherheit kann nur mit Unterstützung 
von außen, in diesem Fall mithilfe von MINUSMA, ge-
währleistet werden.

(Christine Buchholz [DIE LINKE]: Ich habe 
Ihrer Rede aber auch noch kein neues Argu-
ment entnommen!)

Wir müssen festhalten, dass dies die gefährlichste Aus-
landsmission unserer Soldatinnen und Soldaten ist. Es ist 
bereits angesprochen worden: Der jüngste Angriff auf 
den UN-Stützpunkt in Timbuktu, bei dem sich die An-
greifer als Blauhelmsoldaten verkleidet haben und letzt-
endlich auch ein Blauhelmsoldat sein Leben lassen muss-
te, war besonders perfide. Ich könnte weitere aufzählen. 
Die Unruhen Anfang März in Gao wurden angesprochen, 
wo es die Bundeswehr war, wo es unsere Soldaten waren, 
die maßgeblich zur Beruhigung der Situation beitrugen 
und maßgeblich dazu beitrugen, dass sich die Menschen 
in Gao heute nicht im Gebiet islamistischer Terroristen 
befinden. Das deutsche Kontingent hat hier einen hervor-
ragenden Einsatz und Handlungsfähigkeit bewiesen.

Meine Kolleginnen und Kollegen, uns ist bewusst, 
wie gefährlich dieser Einsatz ist. Soldatinnen und Sol-
daten, Aufklärer aus meinem Wahlkreis waren im letz-
ten Kontingent mit dabei und haben mir eindrucksvoll 
die Situation geschildert. Ich darf deshalb allen unseren 
Soldatinnen und Soldaten für die hervorragende Arbeit, 
die hier unter schwierigsten Bedingungen geleistet wird, 
danken

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

und natürlich auch allen anderen, die im Rahmen unseres 
vernetzten Sicherheitsansatzes hier ihren Dienst tun.

Meine Kolleginnen und Kollegen, das Schicksal Ma-
lis, die Entwicklung Afrikas insgesamt betreffen uns. 
Wenn die jungen Menschen dort – das Durchschnittsalter 
in Mali liegt bei weit unter 20 Jahren – keine Perspekti-
ven haben, dann werden wir in Europa nicht in Sicher-
heit und Freiheit leben können. Diesen Zusammenhang, 
Kolleginnen und Kollegen der AfD, müssen Sie endlich 
einmal zur Kenntnis nehmen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Mali spielt eine Schlüsselrolle für Stabilität und Ent-
wicklung in der gesamten Sahelregion. Das können 
wir im Rahmen unserer verantwortlichen Außen- und 
Sicherheitspolitik nicht außer Acht lassen. Die Stabili-
sierung Malis ist deshalb ein Schwerpunkt unseres En-
gagements in der Sahelregion und ein wichtiges Ziel 
der Afrika-Politik unserer Bundesregierung. Wir sind ja 
nicht nur militärisch engagiert, sondern auch im Bereich 
der wirtschaftlichen Zusammenarbeit im Rahmen unse-
res vernetzten Sicherheitsansatzes. Wir beteiligen uns 
an MINUSMA, weil es eine wichtige Mission in einer 
schwierigen Region ist. Ich bitte Sie deshalb um Zustim-
mung zur Verlängerung.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Agnieszka Brugger
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Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Liebe Kollegen und Kolleginnen, ich bitte Sie, die Ge-

spräche einzustellen oder sie, wenn sie notwendig sind, 
draußen vor der Tür zu führen.

Wir haben noch zwei Rednerinnen, die ich jetzt aufru-
fe, zunächst Dr. Bärbel Kofler für die SPD.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Bärbel Kofler (SPD): 
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Die Verlängerung eines Mandates bietet immer auch die 
Gelegenheit, sich mit der politischen und der humanitä-
ren Situation in einem Land auseinanderzusetzen. Eini-
ge Vorrednerinnen und Vorredner haben das getan. Ich 
möchte auch noch einmal auf die konkrete Situation in 
Mali eingehen; denn MINUSMA hat eine zentrale Auf-
gabe: den Friedensprozess von Algier zu begleiten und 
mehr Sicherheit zu schaffen, um eine politische, humani-
täre und zivile Entwicklung im Land möglich zu machen.

Das, was Kollegin Brugger gesagt hat, ist völlig rich-
tig. Wir müssen genau hinschauen, wo wir in dieser po-
litischen Debatte und bei der Umsetzung des Friedens-
prozesses stehen. Es ist auch richtig, deutlich zu machen, 
dass es dort noch sehr viel Schatten gibt und dass es 
wichtig ist, dass alle Akteure, die sich für Mali engagie-
ren, in die Debatte einbezogen werden, um diesem Frie-
densprozess zum Durchbruch zu verhelfen. Es ist richtig, 
dass die Reformen im Sicherheitssektor in Mali zu wün-
schen übrig lassen, um es sehr diplomatisch und vorsich-
tig zu formulieren. Es ist richtig, dass insbesondere die 
Entwaffnung nicht vorankommt, eines der ganz zentralen 
Probleme und eine der ganz zentralen Fragestellungen 
für Mali. Und es ist leider richtig, dass das wichtige The-
ma der Dezentralisierung nur schleppend angegangen 
wird, gerade von der malischen Zentralregierung. 

Vielleicht muss man manchmal auch positive Elemen-
te oder positive Momente sehen, um eine Einordnung 
treffen zu können. Es gibt mit der Bildung der Versöh-
nungskommission erste positive Ansätze. Es gibt erste 
positive Ansätze mit der Einsetzung von Übergangsver-
waltungen. Ja, auch die jetzt eingesetzten gemischten 
Patrouillen der Konfliktparteien in der Region Gao sind 
erste positive Ansätze. Aber ich betone noch einmal: Es 
sind erste Ansätze. Die Lösung der Probleme sind poli-
tische Fragen. Es wäre eine Überhöhung des Mandats, 
diese Fragen auf das Mandat zu projizieren. Das Mandat 
hat die Aufgabe, den Sicherheitsrahmen zu unterstützen. 
Politik hat die Aufgabe, auf die grundsätzlichen, weiter 
gehenden Probleme in Mali hinzuweisen. Die sind wei-
ter gehend. Ich möchte auch diese Thematik ansprechen, 
weil ich glaube, dass wir hier in politischen Zusammen-
hängen mit Unterstützung, aber auch mit Gesprächen 
und mit Drängen an die malische Seite herantreten müs-
sen, um die Probleme anzugehen. 

Die Abwesenheit des Staates in weiten Teilen ist ei-
nes der zentralen Probleme in Mali: wenn Bürger nicht 
geschützt werden von ihrem Staat, wenn sie von ihrem 
Staat nicht erreicht werden. Wer im letzten Bericht von 
Amnesty International von 150  000 Kindern und Ju-
gendlichen im Norden Malis liest, die seit Jahren aus Si-

cherheitsgründen und aus Strukturmangelgründen keine 
Schule besuchen können, weiß, dass hier eine zentrale 
Aufgabe besteht. Es geht um Dezentralisierung, es geht 
um Strukturen, die aufgebaut werden müssen, um Men-
schen zu erreichen.

(Beifall bei der SPD)

Es geht aber auch darum, ehrlich zu sein, was die 
schweren Menschenrechtsverletzungen in Mali anbe-
langt. Die werden sowohl von kriminellen Organisatio-
nen als auch von Rebellengruppen wie auch zum Teil von 
malischen Sicherheitskräften begangen. Auch das ist ein 
Teil der Wahrheit, den man ansprechen muss und der in 
der Diskussion über unsere Mandate mit den malischen 
Partnern natürlich eine Rolle spielen muss.

(Beifall bei der SPD)

Es geht um das Thema der Straflosigkeit. Das geht weit 
über MINUSMA hinaus. Die Friedrich-Ebert-Stiftung 
hat in der Bevölkerung von Mali eine Umfrage gemacht 
zum Thema Gewalt und wie im Staat damit umgegangen 
wird. Es kam heraus, dass 80 Prozent der Menschen mei-
nen, dass Straflosigkeit häufig oder sehr häufig in Mali 
vorliegt. Das untergräbt natürlich das Vertrauen in den 
eigenen Staat. Diese Themen müssen angegangen wer-
den. Das sind politische Prozesse.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ich glaube aber, dass es, um das tun zu können, einen 
Rahmen an Sicherheit braucht. Ich glaube, MINUSMA 
ist ein Teil dieses Rahmens, nicht die Lösung all dieser 
Probleme und auch nicht die Lösung aller Sicherheitsfra-
gen in Mali, aber ein Teil dieses Rahmens.

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Frau Kollegin, Sie müssen zum Schluss kommen.

Dr. Bärbel Kofler (SPD): 
Ich komme zum Schluss, Herr Präsident. Mein letzter 

Satz. – Wichtig ist auch, dass MINUSMA die Menschen 
schützt, die sich nicht selbst schützen oder helfen kön-
nen. Humanitäre Hilfe, Helfer in diesen Regionen brau-
chen die Unterstützung des Mandates. In Mali sind über 
4 Millionen Menschen auf humanitäre Hilfe angewiesen. 
Damit sie sie erreichen kann, brauchen sie ein Mindest-
maß an Sicherheit. Diese Unterstützung muss gewährt 
werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Bevor ich die nächste Rednerin aufrufe, warte ich erst 

einmal, bis alle Kollegen und Kolleginnen ihre Gesprä-
che zu Ende geführt haben. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeord-
neten der FDP  – Dr.  Marie-Agnes Strack-
Zimmermann [FDP]: Das halbe Ministerium 
steht da hinten!  – Katharina Dröge [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das kann sehr lange 
dauern!)
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Herr Parlamentarischer Geschäftsführer! –

(Martin Schulz [SPD]: Das sind die Schlimms-
ten!  – Gegenruf der Abg. Katharina Dröge 
[BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN]: Bitte? Das 
stimmt nicht!)

Sie waren der Letzte, der sein Gespräch eingestellt hat. 
Jetzt können wir anfangen. – Frau Noll, Sie haben das 
Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Michaela Noll (CDU/CSU): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Als ich zu dieser Debatte gekommen bin, war 
ich noch relativ ruhig. Dann musste ich leider die Rede 
von dem Kollegen aus der AfD hören, und ich muss Ih-
nen an dieser Stelle sagen: Das war unerträglich. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich lasse mir nach 16  Jahren Parlamentszugehörigkeit 
nicht sagen, dass wir nicht verantwortungsvoll mit den 
Bundeswehrmandaten umgehen. Wir haben eine Parla-
mentsarmee, und wir beschäftigen uns hier über Wochen 
und Monate damit, warum wir unsere Soldaten in Aus-
landseinsätze schicken. Mein Sohn hat zwei Jahre frei-
willig gedient, ich komme aus einer Soldatenfamilie. 
Also, lassen Sie das nicht so stehen. So geht es nicht!

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich hatte einen ganz anderen Eindruck. Unsere Solda-
ten werden im Ausland geschätzt: von den Partnern, von 
den Menschen vor Ort. Ich war in Einsatzgebieten. Wenn 
Sie mit den Menschen dort sprechen, wird erkennbar: Sie 
sind dankbar, dass unsere Soldaten da sind. Das hat der 
Kollege Hitschler von der SPD bereits erwähnt, und das 
stimmt auch so. Das meine ich natürlich auch in Bezug 
auf die Polizeibeamten, die ebenfalls eine Schlüsselrolle 
haben.

Jetzt kommen wir vielleicht zu einem Lernprozess für 
die AfD.

(Zurufe von der AfD: Ach!)

Haben Sie schon einmal etwas von Globalisierung ge-
hört?

(Zuruf von der SPD: Nein!)

Ich erkläre es Ihnen einmal. Vor ein paar Tagen habe 
ich den australischen Premierminister Turnbull gehört, 
der Globalisierung wie folgt beschrieben hat: In unserer 
heutigen Zeit ist nichts mehr weit voneinander entfernt. – 
Damit hat er recht. Terrorismus ist ein globales Problem, 
Flucht und Migration sind globale Probleme. Und globa-
le Probleme kann man nur global lösen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
der Abg. Helin Evrim Sommer [DIE LINKE])

Aber das ist etwas, was Sie nicht verstehen.

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Gott sei 
Dank, Frau Noll!)

Das heißt auf gut Deutsch: Wenn wir mit den Verein-
ten Nationen nach Mali gehen, brauchen wir über Rück-
führungsabkommen nicht zu sprechen, weil wir nämlich 
versuchen, in der Region Stabilität zu erreichen. Das ist 
es, was den Leuten wirklich hilft; einige Kollegen haben 
es eben schon angesprochen.

Frau Brugger, ich möchte Sie kurz erwähnen – Sie ha-
ben es eben auch gesagt –: Bei den Vereinten Nationen 
läuft vielleicht nicht alles rund. Auch ich habe mir ge-
wünscht, dass wir nach zwei Jahren in Mali weiter sind. 
Aber wir dürfen jetzt nicht aufgeben.

Wenn wir erreichen wollen, dass die Menschen nicht 
aus Mali fliehen müssen, dann müssen wir dort Per-
spektiven für sie schaffen. Dort leben 300 000 Kinder, 
die überhaupt nicht wissen, was Bildung heißt, weil sie 
nicht zur Schule gehen können. 673 Schulen mussten ge-
schlossen werden. Das ist keine Perspektive. Das Durch-
schnittsalter in Mali ist 14 Jahre. Glauben Sie tatsächlich, 
dass die Menschen unter diesen Bedingungen in ihrer 
Heimat bleiben? 

(Beifall der Abg. Dr. Daniela De Ridder 
[SPD])

Nein, viele werden sich auf den Weg nach Europa ma-
chen.

Ich möchte keine Toten im Mittelmeer haben, und ich 
möchte, dass wir Afrika stabilisieren. Wir haben eine Af-
rika-Strategie, und das ist eine gute Strategie.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP)

Unser Minister Gerd Müller hat es deutlich gemacht: Wir 
sind engagiert; wir haben viele entwicklungspolitische 
Projekte. – Deswegen muss ich ganz ehrlich sagen: Die 
AfD ist auf dem Holzweg, und das schon seit längerem.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Jetzt ganz kurz zu dem Antrag der Linken. Florian 
Hahn hat in der letzten Debatte zu diesem Thema gesagt, 
dass von der Linken ja im Endeffekt keine Lösungsan-
sätze kommen. Er hatte mal wieder recht: Der Entschlie-
ßungsantrag der Linken bietet wieder keine Lösungsan-
sätze.

Ich zitiere jetzt kurz einen Satz unserer Verteidigungs-
ministerin, den sie auf der Münchner Sicherheitskonfe-
renz 2018 gesagt hat: Was hilft es, wenn wir dem Bauern 
in Mali eine Bewässerungsanlage installieren, er dann 
aber von al-Qaida abgeschlachtet wird? – Damit ist alles 
gesagt: ohne Sicherheit keine Stabilität, ohne Sicherheit 
kein Frieden, ohne Sicherheit keine Perspektiven. Und 
diese Sicherheit ist ohne militärischen Einsatz nicht zu 

Vizepräsident Thomas Oppermann
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haben. Deshalb bitte ich um Zustimmung zur Verlänge-
rung des Mandats.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP  – Helin Evrim Sommer [DIE LINKE]: 
Wir müssen die Ursachen angehen, nicht die 
Folgen!)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Damit 

schließe ich die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Auswärtigen Ausschusses zu dem Antrag 
der Bundesregierung zur Fortsetzung der Beteiligung be-
waffneter deutscher Streitkräfte an der Multidimensiona-
len Integrierten Stabilisierungsmission der Vereinten Na-
tionen in Mali (MINUSMA). Der Ausschuss empfiehlt 
in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 19/1742, 
den Antrag der Bundesregierung auf Drucksache 19/1098 
anzunehmen. Wir stimmen über die Beschlussempfeh-
lung jetzt namentlich ab. Ich bitte die Schriftführerinnen 
und Schriftführer, die vorgesehenen Plätze einzunehmen. 

Bei der Regierungsbank fehlen noch Schriftführer. – 
Bei der Enthaltungstür fehlen noch Schriftführer. – Sind 
die Plätze jetzt besetzt? – Jetzt sind sie besetzt. Dann er-
öffne ich die Abstimmung.

Ich möchte darauf hinweisen, dass wir unmittelbar 
nach der Schließung dieser Abstimmung noch eine wei-
tere Abstimmung haben.

Haben alle Mitglieder des Hauses jetzt ihre Stimm-
karte abgegeben? – Das ist der Fall. Dann schließe ich 
die Abstimmung und bitte die Schriftführerinnen und 
Schriftführer, mit der Auszählung zu beginnen. Das Er-
gebnis der Auszählung wird Ihnen später bekannt gege-
ben.1)

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag der Fraktion Die Linke auf Drucksa-
che 19/1846. Ich bitte Sie, dazu die Plätze einzunehmen. 
Setzen Sie sich bitte hin, damit wir die Abstimmung 
durchführen können.

Wer stimmt für den Entschließungsantrag der Lin-
ken? – Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen? – Damit ist 
der Entschließungsantrag gegen die Stimmen der Linken 
mit den Stimmen des übrigen Hauses abgelehnt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 10 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Nicole 
Gohlke, Dr. Petra Sitte, Doris Achelwilm, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE

Armutsfeste Ausbildungsförderung einführen

Drucksache 19/1748 
Überweisungsvorschlag: 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenab-
schätzung (f)	  
Ausschuss für Arbeit und Soziales

1)   Ergebnis Seite 2714 D

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. – Dazu höre ich 
keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat als erste 
Rednerin Nicole Gohlke, Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Nicole Gohlke (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! In 

Deutschland hat sich die Quote an Akademikerinnen und 
Akademikern in den vergangenen Jahren deutlich erhöht. 
Das ist eine gute Sache für die jungen Menschen, die ger-
ne studieren möchten, aber auch deswegen, weil die Aka-
demisierung vieler Berufe ungebrochen voranschreitet. 

Aber leider muss man sagen: Die Entwicklung ging 
zulasten so ziemlich aller Beteiligten an den Hochschu-
len. Die Hörsäle und Seminare sind völlig überfüllt. Das 
Betreuungsverhältnis von Professoren zu Studierenden 
ist jedes Jahr ein bisschen schlechter geworden. Man 
muss sagen: Studieren ist mittlerweile für Lernende und 
Lehrende gleichermaßen zu einem ziemlich nervenzeh-
renden Kraftakt geworden, und das kann und darf so 
nicht bleiben.

(Beifall bei der LINKEN)

Besonders dramatisch ist, dass die soziale Spaltung 
sich wieder den historischen Höchstständen nähert; denn 
das BAföG, das eingeführt wurde, um das Bildungs-
system in Deutschland durchlässiger zu machen, erfüllt 
seinen Zweck nicht mehr. Junge Menschen aus einkom-
mensschwachen Familien und aus Arbeiterhaushalten 
überlegen es sich mittlerweile dreimal, ob sie das finanzi-
elle Risiko eines Studiums eingehen, und zwar auch, weil 
sie mit einer BAföG-Förderung nach dem Studium mit 
Schulden ins Berufsleben starten müssen. So eine soziale 
Schieflage an den Hochschulen, so eine soziale Schiefla-
ge in der Bildung kann man doch nicht hinnehmen. Sie 
muss endlich beseitigt werden.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS  90/DIE GRÜNEN sowie der Abg. 
Dr. Wiebke Esdar [SPD])

Ich finde es schon krass, dass mittlerweile so viele 
Jahre ins Land gegangen sind, in denen über diese Miss-
stände nur gesprochen wurde. Es ist ja nichts völlig Neu-
es, was ich hier vortrage. Keine der letzten Regierungen, 
auch nicht die Große Koalition, hat hier gegengesteuert 
oder den Willen gezeigt, diesen Trend wirklich umzukeh-
ren. Deswegen sagen wir: Es ist höchste Zeit, das BAföG 
ganz grundlegend zu überarbeiten und anzupassen. 

(Beifall bei der LINKEN)

Wir sagen: Das BAföG muss armutsfest werden. Studi-
um und Ausbildung dürfen nicht mehr vom Geldbeutel 
der Eltern abhängen. Das ist doch wirklich das Mindeste, 
was man in einer demokratischen Gesellschaft erwarten 
kann.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Michaela Noll



Deutscher Bundestag – 19 . Wahlperiode – 29 . Sitzung . Berlin, Donnerstag, den 26 . April 2018 2711

(A) (C)

(B) (D)

Kolleginnen und Kollegen, wer heute studiert, lebt in 
der Regel deutlich unterhalb der Armutsgrenze. Das ist 
die Situation. Fast 70 Prozent der Studierenden arbeiten 
neben dem Studium, um das Studium und den Lebens-
unterhalt abzusichern. Stress und psychische Erkran-
kungen haben enorm zugenommen. Studierende stehen 
heute unter einem gewaltigen Zeit- und Leistungsdruck, 
der noch dadurch verschärft wird, dass sie kaum wissen, 
wie sie Rechnungen und Miete bezahlen sollen. Das ist 
eine völlig widersinnige Situation, die sich im Übrigen 
auch durch hohe Abbruchquoten und lange Studienzei-
ten ausdrückt. Diese Situation ist auch für die Hochschu-
len völlig kontraproduktiv. In einem reichen Land wie 
Deutschland 

(Volker Kauder [CDU/CSU]: In einem sehr 
reichen Land!)

ist das einfach nur unwürdig und überflüssig. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich will eines ganz deutlich sagen: Die momentane 
BAföG-Praxis ist alles andere als verfassungskonform. 
Sie verstößt gegen Artikel 1 des Grundgesetzes, der die 
Würde des Menschen schützt und aus dem sich das sozio-
kulturelle Existenzminimum ableitet. Außerdem verstößt 
sie gegen Artikel  20 des Grundgesetzes, weil die Bun-
desrepublik als sozialer Rechtsstaat verpflichtet ist, jeder 
und jedem ein menschenwürdiges Existenzminimum zu 
garantieren. Das BAföG ist eine Sozialleistung, es erfüllt 
aber nicht einmal die Mindestanforderungen; denn die 
Fördersätze liegen noch unter denen von Hartz IV. Des-
wegen versagt das BAföG auch hinsichtlich Artikel 12 
des Grundgesetzes, der das Recht auf freie Berufs- und 
Ausbildungswahl gewährleistet. Wir als Linke sagen da-
her: Es ist Zeit für eine Reform des BAföG, die es end-
lich in Einklang mit dem Grundgesetz bringt.

(Beifall bei der LINKEN)

Viele Verbände fordern seit Jahren ein BAföG, das die 
realen Lebenshaltungskosten der Studierenden abdeckt. 
Auch die Grünen haben vor kurzem begrüßenswerter-
weise eine Erhöhung des BAföG beantragt. Aber ein be-
darfsdeckendes BAföG muss dann auch die tatsächlichen 
Kosten in den Blick nehmen. Die Mieten sind gerade in 
den Hochschulstädten in den letzten Jahren explodiert. 
Zeigen Sie mir doch den Studierenden, der von 250 Euro 
seine Miete bezahlen kann. Den gibt es doch gar nicht 
mehr. Und zeigen Sie mir einen Studi, der oder die von 
399 Euro Grundbedarf leben und studieren kann, also da-
von Essen, Strom, Kleidung, Telefon, Beförderung, ein 
Notebook, Bücher, Semestergebühren und Kopierkosten 
bezahlen kann. Kolleginnen und Kollegen, diese Studie-
renden gibt es nicht. Das ist die Situation, und das wis-
sen auch alle hier im Raum. Dieser Zustand ist wirklich 
völlig absurd. Also lassen Sie uns endlich etwas daran 
ändern.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir sagen: 1  050  Euro netto garantieren das sozio-
kulturelle Existenzminimum. So viel sollte jeder und 
jede haben, der oder die einer förderfähigen Ausbildung 
nachgeht. Wir wollen diese Summe aber nicht nach dem 

Gießkannenprinzip verteilen. Vielmehr sollen wohlha-
bende Eltern ihren Möglichkeiten entsprechend für die 
Ausbildung ihrer Kinder herangezogen werden. Konkret 
schlagen wir vor, die Unterhaltsansprüche nach BGB 
direkt auf den BAföG-Anspruch anzurechnen und dafür 
die Berücksichtigung des Elterneinkommens im BAföG 
abzuschaffen. Wir wollen die antragstellenden Studieren-
den von dem Druck entlasten, Unterhaltsansprüche ge-
genüber ihren Eltern notfalls gerichtlich durchsetzen zu 
müssen. Wir wollen diese Ansprüche – ähnlich wie beim 
Unterhaltsvorschuss – an das zuständige Amt übergehen 
lassen.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir wollen, dass die Entscheidungen der jungen Men-
schen weder am Geldbeutel noch am Willen ihrer Eltern 
scheitern. So viel Freiheit und Selbstbestimmung stehen 
jedem jungen Menschen zu.

(Beifall bei der LINKEN)

Kolleginnen und Kollegen, es ist höchste Zeit für 
mehr soziale Gerechtigkeit in der Bildung. Also, machen 
Sie den Weg frei für bessere Perspektiven für junge Men-
schen. Erfüllen wir das BAföG endlich mit neuem Leben.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Für die CDU/CSU-Fraktion hat die Kollegin Katrin 

Staffler das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Katrin Staffler (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Das ist heute meine 
zweite Rede im Deutschen Bundestag, und zum zweiten 
Mal geht es um das Thema BAföG. Ich will mich nicht 
beschweren, um Gottes willen. Ich finde das eigentlich 
ganz positiv.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Von Ihnen kommt ja nichts!)

Ich habe das einmal nachgezählt: In der vergangenen Le-
gislaturperiode haben Sie von den Linken und von Bünd-
nis 90/Die Grünen insgesamt vier Anträge zum Thema 
BAföG gestellt.

(Nicole Gohlke [DIE LINKE]: Ja, weil die 
Regierung immer nichts macht!)

Das bedeutet also für diese Legislaturperiode Halbzeit. – 
Scherz beiseite! Dafür ist das Thema zu wichtig.

Die Forderungen, die Sie aufstellen, werden durch 
bloßes Wiederholen – immer und immer wieder – nicht 
besser.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Die Anträge, die Sie produzieren, sind bestenfalls par-
lamentarische Ladenhüter, und das aus gutem Grund. In 
Ihrem Antrag stützen Sie sich auf die 21. Sozialerhebung 
des Deutschen Studentenwerks. In der Zeit der Befra-

Nicole Gohlke
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gung, im Sommersemester 2016, galt noch das BAföG in 
der alten Fassung, in der Fassung von 2011. Das heißt, die 
Ergebnisse dieser Befragung bilden die Veränderungen, 
die wir durch die BAföG-Novelle in 2015 vorgenommen 
haben, noch gar nicht ab. Was wir brauchen, sind neue 
Zahlen. Die liegen im Moment aber noch nicht vor. 

(Zuruf des Abg. Norbert Müller [Potsdam] 
[DIE LINKE])

Vielleicht können wir uns heute wenigstens darauf eini-
gen, dass es überhaupt nicht zielführend ist, wenn wir auf 
Basis von alten Zahlen diskutieren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Mir kommt es so vor, als würden Sie die letzte 
BAföG-Reform von 2015 komplett ignorieren. Das ist 
aber, ehrlich gesagt, auch kein Wunder. Denn wenn Sie 
akzeptieren würden, dass es durch die Novelle zu spürba-
ren Verbesserungen für unsere Studierenden gekommen 
ist, dann könnten wir uns heute vielleicht mit Anträgen 
beschäftigen, denen ein tatsächlicher Erkenntnisgewinn 
innewohnt, statt mit den alten Zöpfen, über die wir hier 
schon sehr lange diskutieren.

In Ihrem Antrag schreiben Sie, dass das BAföG sei-
nem Zweck, nämlich soziale Zugangsbarrieren zu einem 
Hochschulstudium zu beseitigen, überhaupt nicht mehr 
gerecht werden würde.

(Nicole Gohlke [DIE LINKE]: Ja!  – Kai 
Gehring [BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN]: 
Stimmt ja auch!)

Wenn wir diesen Gedanken weiterführen, was bedeutet 
denn das? Das würde bedeuten, dass es deswegen heute 
weniger junge Menschen geben müsste, die studieren.

(Nicole Gohlke [DIE LINKE]: Nein!)

Aber genau das Gegenteil ist der Fall: Zu keinem Zeit-
punkt in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland 
hat es so viele junge Menschen gegeben, die ein Studium 
begonnen haben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Im letzten Wintersemester gab es mehr als 2,8 Millionen 
Studierende. Ich glaube, das spricht eine sehr, sehr deut-
liche Sprache.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Und wie viele davon waren BAföG-Empfän-
ger?)

Bevor Sie behaupten, dass die jungen Menschen, von 
denen ich spreche, vorrangig aus einkommensstarken Fa-
milien kommen, werfen wir doch einmal einen Blick in 
die 21. Sozialerhebung des Deutschen Studentenwerks, 
also in die Erhebung, auf der Ihr Antrag basiert. Darin 
steht deutlich geschrieben, dass eine soziale Öffnung in 
den Universitäten durchaus sichtbar ist. In Fachhoch-
schulen stammt sogar die Mehrheit der Studierenden aus 
einem nichtakademischen Elternhaus. Außerdem kommt 
die Umfrage des Studentenwerks zu dem Ergebnis, dass 
das BAföG für die große Mehrheit der Geförderten sogar 
eine Grundvoraussetzung dafür ist, überhaupt studieren 

zu können. Das BAföG wird also seiner Aufgabe – ganz 
entgegen den Behauptungen, die Sie aufstellen  – nach 
wie vor und immer noch durchaus gerecht. 

Sie sprechen in Ihrem Antrag außerdem davon, dass 
die Erwerbstätigkeit neben dem Studium eine enorme 
Belastung darstellen würde. Erlauben Sie mir an dieser 
Stelle eine kurze persönliche Bemerkung: Wie wahr-
scheinlich nicht wenige in diesem Hohen Hause habe 
auch ich während des Studiums gejobbt. Wir alle kön-
nen uns die Frage stellen: War das eine unzumutbare Be-
lastung? Nein. Ich habe dadurch zum Beispiel gelernt, 
Verantwortung zu übernehmen. Ich habe gelernt, was es 
heißt, sich Dinge selbstständig erarbeiten zu müssen. 

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Manche haben aber nicht die Wahl!)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Kollegin Staffler, Entschuldigung. Ich habe die Uhr 

gerade angehalten. Gestatten Sie eine Frage oder Bemer-
kung der Kollegin Gohlke?

Katrin Staffler (CDU/CSU): 
Nein. 

Ich war außerdem ein bisschen überrascht, in Ihrem 
Antrag zu lesen, dass das Arbeiten während des Studi-
ums die Zahl der Studienabbrüche erhöhen würde. Es 
gibt eine Studie des Deutschen Zentrums für Hochschul- 
und Wissenschaftsforschung aus dem vergangenen Jahr. 
Nach dieser Erhebung spielen finanzielle Engpässe und 
die schwierige Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit und 
Studium bei Studienabbrüchen nur eine nachranginge 
Rolle. Sie stellen in Ihrem Antrag also Behauptungen auf, 
die jeder nachweisbaren Grundlage komplett entbehren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Bertolt Brecht würde Ihnen an dieser Stelle wahrschein-
lich raten: Wer A sagt, der muss nicht auch B sagen. Er 
kann auch erkennen, dass A falsch war.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der FDP)

Lassen Sie mich jetzt zu den Forderungen in Ihrem 
Antrag kommen. Sie sind aus meiner Sicht so realitäts-
fern, wie sie kaum realitätsferner sein könnten. Sie for-
dern, die Ausbildungsförderung als elternunabhängigen 
und rückzahlungsfreien Vollzuschuss zu gewähren. Ich 
gebe Ihnen gerne eine kleine Nachhilfestunde – ich habe 
das schon beim letzten Mal getan –: Das BAföG ist qua 
definitionem eine Sozialleistung, und zwar für all dieje-
nigen, deren Eltern sich das Studium ihrer Kinder nicht 
vollständig oder gar nicht leisten können. Würde man das 
BAföG vom Einkommen der Eltern loslösen, würde es 
sein ursprüngliches Ziel doch endgültig verfehlen.

(Pascal Meiser [DIE LINKE]: Haben Sie 
unseren Antrag überhaupt mal gelesen?)

Das BAföG darf kein bedingungsloses Grundeinkom-
men und kein Rundum-sorglos-Paket für die Studieren-
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den werden. Das ist aber genau das, was Sie in Ihrem 
Antrag fordern.

(Pascal Meiser [DIE LINKE]: Lesen Sie den 
Antrag mal!)

Gleiche Bildungschancen für alle  – mit diesem Ziel 
wurde das Bundesausbildungsförderungsgesetz 1971 
vom Bundestag verabschiedet. Ich frage Sie, meine lie-
ben Kolleginnen und Kollegen: Ist es denn sozial gerecht, 
wenn alle Studierenden eine staatliche Ausbildungsfi-
nanzierung bekommen, wenn dadurch Steuererhöhungen 
notwendig werden oder das auf Kosten anderer wichtiger 
Bildungsprojekte geht? Helfen wir damit wirklich denje-
nigen, die tatsächlich auf die Ausbildungsförderung an-
gewiesen sind? Glauben Sie das wirklich?

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Frau Kollegin, ich habe noch einmal die Uhr angehal-

ten. Gestatten Sie eine Frage oder Bemerkung der Kol-
legin Kipping?

Katrin Staffler (CDU/CSU): 
Nein, danke.

(Michel Brandt [DIE LINKE]: Es wurden so 
viele Fragen gestellt!)

Echte Gerechtigkeit ist aus meiner Sicht, dass wir die 
fördern, die es wirklich brauchen. Deshalb stehen wir 
zum BAföG, und wir tun das auch ganz klar im Koa-
litionsvertrag. Wir brauchen Anpassungen – ich glaube, 
das ist unbestritten  –, aber sie müssen bedarfsgerecht 
sein und auf Fakten beruhen. Dazu brauchen wir entspre-
chende Analysen. Diese müssen wir bewerten, und dann 
können wir die notwendigen Schritte gehen. Die dyna-
mischen Anpassungen, die Sie in Ihrem Antrag fordern, 
wird es aus diesem Grund mit uns nicht geben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Bildung ist der 
Schlüssel für eine lebenswerte Zukunft. Das BAföG trägt 
maßgeblich zu mehr Bildungsgerechtigkeit in unserem 
Land bei. Deswegen lassen Sie uns gemeinsam daran ar-
beiten, dass das BAföG auch weiterhin den Bedürfnissen 
der Studierenden gerecht wird, aber bitte schön auf eine 
sachliche, faktenbasierte und vernünftige Art und Weise.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Götz Frömming für 

die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Götz Frömming (AfD): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Bildung, Bildung, immer wieder Bildung:

(Helin Evrim Sommer [DIE LINKE]: So ist 
das! Lebenslanges Lernen!)

Das Wort hat einen guten Klang, und es nimmt nicht 
Wunder, dass die Vertreter aller Parteien besonders gerne 
vor den Wahlen nach mehr Bildung rufen.

Gemeint ist dabei je nach Couleur aber etwas ande-
res. Die einen denken bei Bildung in Wahrheit an Ausbil-
dung, die anderen glauben, dass mehr Geld automatisch 
zu mehr Bildung führen würde. So scheint es auch im 
vorliegenden Antrag der Linken zu sein.

(Helin Evrim Sommer [DIE LINKE]: So kann 
man einen Antrag umdeuten! Darum geht es 
gar nicht! Es geht darum, den jungen Men-
schen das Studieren zu ermöglichen!)

Dieser Antrag hat – ähnlich übrigens wie der Antrag der 
Grünen, den wir hier im Hohen Hause vor einiger Zeit 
diskutiert haben – wenig mit Bildung zu tun, aber viel 
mit Geld, genauer: mit einer massiven Erhöhung der So-
zialleistungen für Studenten.

Es ist ja grundsätzlich richtig, dass das BAföG weiter-
entwickelt werden muss. Da sind wir bei Ihnen – und ich 
glaube, auch alle hier zusammen. Die Zuwendungssätze 
sollen steigen, wenn auch die Lebenshaltungskosten stei-
gen. Die Linke schießt mit dem hier vorliegenden Antrag 
aber weit über das Ziel hinaus. Ich zitiere dazu aus dem 
BAföG-Bericht der Bundesregierung:

Die Anhebungen der Bedarfssätze durch das 22. und 
23. BAföGÄndG erfolgten also in deutlich stärke-
rem Ausmaß, als die Entwicklung des Preisindexes 
es erfordert hätte.

Von einer angeblich drohenden Studentenarmut, wie Sie 
es nahelegen, kann also zumindest mit Verweis auf das 
BAföG nicht seriös gesprochen werden.

Wenn man die einzelnen Forderungen aus dem Antrag 
im Zusammenhang betrachtet, erkennt man, dass es Ih-
nen offensichtlich um mehr als um eine Weiterentwick-
lung der Bedarfssätze geht. Sie scheinen so etwas – das 
wurde vorhin schon angedeutet  – wie ein bedingungs-
loses Grundeinkommen für Studenten anzustreben. Das 
aber ist mit der AfD-Fraktion nicht zu machen – und ich 
vermute, mit der Mehrheit in diesem Hause auch nicht.

(Beifall bei der AfD)

Sie begründen den Antrag mit der These, dass Stu-
denten in Deutschland von Armut bedroht seien. Dabei 
beziehen Sie sich auch auf den sogenannten relativen Ar-
mutsbegriff, ohne dies freilich in Ihrem Antrag selbst zu 
sagen. Sie vergleichen also das Einkommen der Studen-
ten, das im Durchschnitt – Sie schreiben es selbst – über 
900 Euro liegt, mit dem aller übrigen Bürger und nicht, 
was näherliegen würde, mit dem anderer Auszubilden-
den. Mit Verlaub: Das nenne ich, Äpfel mit Birnen zu 
vergleichen.

Sie können doch nicht Studenten mit Arbeitnehmern 
vergleichen oder sie in Bezug zueinander setzen, die über 
eine abgeschlossene Berufsausbildung verfügen und voll 
im Beruf stehen. Studenten sind junge Menschen, und 
junge Menschen befinden sich immer im unteren Bereich 
der Einkommensverteilung, weil sie jung sind bzw. sich 
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in Ausbildung befinden oder eben am Anfang ihrer Kar-
riere stehen.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Mit den Eltern hat das also nichts zu tun oder 
was?)

Dass Studenten relativ  – nicht absolut  – arm sind, ist 
daher völlig normal. Ihr Armutsbegriff ist purer Populis-
mus.

(Beifall bei der AfD – Kai Gehring [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Schon mal was von 
armen und reichen Eltern gehört?)

Nach den Punkten II 1. und 8. des Antrages wollen Sie 
das BAföG unabhängig vom Einkommen der Eltern oder 
des Ehegatten bzw. der Ehegattin als „rückzahlungsfrei-
en Vollzuschuss“ gewähren. Das kann doch nicht Ihr 
Ernst sein.

(Zuruf von der LINKEN)

Frau Gohlke, Sie haben in Ihrer Rede vorhin gesagt, 
dass das Ganze offensichtlich gar nicht so durchgeführt 
werden soll. Vielleicht sollten wir darüber einmal im 
Ausschuss reden. Jedenfalls haben Sie den Punkt, der im 
Antrag steht, relativiert. Ich hoffe, es ist Ihnen klar, dass 
das Geld, das beim BAföG verteilt wird, von der arbei-
tenden Bevölkerung erst einmal erwirtschaftet werden 
muss. 

(Beifall bei der AfD)

Der Zusammenhalt und die Verantwortung füreinan-
der in einer Familie oder unter Eheleuten soll nach den 
Plänen der Linken bei der Berechnung des BAföG also 
keine Rolle mehr spielen. Familien und die klassische 
Ehe zwischen Mann und Frau sind seit jeher konserva-
tive Bollwerke gegen staatliche Menschheitsbeglückun-

gen und Gleichmacherei aller Art. Sie finden das proble-
matisch, wir finden das gut. 

(Beifall bei der AfD)

Aber nicht nur der Armutsbegriff, sondern auch der 
im Antrag unterstellte Bildungsbegriff ist falsch. Sie 
schreiben in der Begründung – ich zitiere –: „Der freie 
Zugang zu Bildung ist ein Menschenrecht.“ Das klingt 
ja so, als wäre der Zugang zu Bildung bei uns nicht frei 
und als würden die Menschenrechte verletzt, weil die 
BAföG-Sätze zu niedrig seien. 

Bildung, meine Damen und Herren, ist nicht nur ein 
Recht und ein Anspruch an Dritte, sondern auch eine Ver-
pflichtung; die Verpflichtung eines jeden Menschen an 
sich selbst. Der Zugang zu den Hochschulen steht bei uns 
jedem offen, der die dafür nötige Qualifikation erworben 
hat. Es gibt aber kein Menschenrecht auf einen Universi-
tätsabschluss und auf staatliche Rundumversorgung. 

(Beifall bei der AfD)

Fazit: Der vorliegende Antrag ist ungerecht, welt-
fremd und geht an der eigentlichen Sache vorbei.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Bevor wir in der Debatte fortfahren, gebe ich Ihnen das 

von den Schriftführerinnen und Schriftführern ermittelte 
Ergebnis der namentlichen Abstimmung zur Fortset-
zung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte 
an der Multidimensionalen Integrierten Stabilisierungs-
mission der Vereinten Nationen in Mali (MINUSMA), 
bekannt: 656 Kolleginnen und Kollegen haben an der 
Abstimmung teilgenommen. Mit Ja haben 496 gestimmt, 
mit Nein 156, und 4 Kolleginnen und Kollegen haben 
sich enthalten. Die Beschlussempfehlung ist angenom-
men.

Endgültiges Ergebnis

Abgegebene Stimmen:	 656;
davon

ja:	 496
nein:	 156
enthalten:	 4
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